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Mehr Geld für Assistenzhunde von Kindern
Der Luzerner Ständerat DamianMüller (FDP)will, dass die IV-Stellen krankeKinder finanziell stärker unterstützen können.

Yasmin Kunz

Krämpfe,Zuckungen,Bewusst-
seinsstörungen:Epilepsieanfäl-
le haben viele Gesichter und
sind nur schwer im Vorfeld zu
erkennen.BeiEpilepsiehandelt
es sichumeinevorübergehende
plötzlicheFunktionsstörungdes
Gehirns, wobei sich Nervenzel-
len krankhaft entladen.

Es gibt zwar Medikamente,
aber diese sind nicht in jedem
Fallwirksam.WieetwabeiCar-
men, einem Mädchen im Pri-
marschulalter aus dem Seetal.
Bei ihr haben dieMedikamente
markante Wesensveränderun-
gen, starkeMüdigkeit undKon-
zentrationsschwierigkeitenher-
vorgerufen (Ausgabevom4.No-
vember 2019). Darum hat sie
diese nach Rücksprache mit
dem Arzt abgesetzt und statt-
dessen einen Epilepsie-Begleit-
hund angeschafft.DieAnschaf-
fung eines solchen «EpiDogs»
ist jedoch teuer. Mittels Crow-
dfundingkonnten innerhalbvon
drei Wochen 20000 Franken
gesammelt werden und die Fi-
nanzierung vonCarmensHund
ist dahergesichert.DieGesamt-
kosten eines Begleithundes be-
laufen sichaufungefähr 25000
Franken. Ein Grossteil der Kos-
tenmuss fürdieAusbildungdes
Tiers aufgewendet werden. Ein
AssistenzhundhatdieFähigkeit
unter anderem mit seinem Ge-
ruchsinn, Anfälle zu erkennen,
bevor sie eintreffen.

FrüheErkennungreduziert
Folgebehandlungen
Bis dato zahlt die Invalidenver-
sicherung mit einem Pauschal-
betrag von 15500Franken rund
50 Prozent der Kosten alle acht
JahreaneinenAssistenzhundfür
schwer körperbehinderte Er-
wachsene.Genaudawill derLu-
zerner FPD-Ständerat Damian
Müller ansetzen. Der Politiker
ausHitzkirchhatdieserTage im
Ständerat eine Motion einge-
reicht, in der er den Bundesrat
zumHandeln auffordert. Er be-
auftragt die Landesregierung,
dem Parlament einen Entwurf
zu unterbreiten, der die Grund-
lage schafft, dass die IVdieKos-
ten für Assistenzhunde für Kin-
derund Jugendliche imgleichen
Mass übernimmt wie bei er-

wachsenen Personen. Im Ge-
sprächerläutertDamianMüller:
«WennmiteinemsolchenHund
epileptischeAnfälle früherkannt
werdenkönnenunddadurchso-
gareinAnfall vermiedenwerden
kann, ist das eine sinnvolle prä-
ventiveMassnahme.»

Es sei für ihn «stossend»,
dass Kinder und Jugendliche bei
der Beschaffung eines «Epi-
Dogs»nichtfinanziellunterstützt
werden.«Eshandelt sichumeine
kleine Massnahme, die grosse
Wirkung erzielen kann.» Damit
würde man letztlich Kosten ein-
sparen.DamianMüllermachtein
Beispiel: «Wird ein Kind auf-
grundeinesepileptischenAnfalls
schwerkrankodergarbehindert,
dann ist primär das Leid für die
Familie gross und sekundär kos-
tetdieBehandlungdanndeutlich
mehr als der Beitrag der IV für
einen ‹EpiDog›.» Seit Montag
hat der Luzerner Ständerat – der

im vergangenenOktober im ers-
tenWahlgang füreinezweiteLe-
gislatur gewählt wurde – im Par-
lament dafür Unterschriften ge-
sammelt. Das Fazit: Müllers
Motion wurde von mehreren
Bundespolitikern aus allen Par-
teienmitunterzeichnet.

IVLuzern:«Zweifelsohne
einerstrebenswertesZiel»
Der Antrag zur Gesetzesände-
rung kommt auch bei der
IV-Stelle des Kantons Luzern,
die unter demDach von «Wirt-
schaft Arbeit Soziales» (WAS)
läuft, gut an. Hanspeter Spini,
Geschäftsfeldleitungsmitglied
und Bereichsleiter Leistungen
Jugendliche und Erwachsene,
findet es «zweifelsohne ein er-
strebenswertes Ziel», EpiDogs
bei Erwachsenen, Kindern und
Jugendlichenmitzufinanzieren.
Er erklärt: «Auch Minderjähri-
ge, bei denen die Anfälle medi-

kamentös nicht erfolgreich ver-
hindertwerdenkönnen,müssen
jederzeit mit Anfällen rechnen.
EpiDogs erkennen, wenn sich
ein solches Ereignis anbahnt.»
Die Begleithundewürden nicht
nur zumehrSicherheit imAlltag
führen, sondern zugleich auch
medizinische Behandlungen
wie etwa die Folgen eines Stur-
zes reduzieren.Darum, soSpini,
«braucht es eineAnpassungder
Hilfsmittelverordnung».

WievieleGesuchebisherbei
WAS IV in Luzern für EpiDogs
eingegangen sind, lässt sich
nicht beziffern. Spini schätzt,
dass es sich um eine Handvoll
handelt. Da Eltern von Kindern
um die Hilfsmittelverordnung
wissen, stellen sie erst gar kein
Gesuch. ImMomentwerdenkei-
ne EpiDogs vonWAS IV Luzern
mitfinanziert. Spini vermutet,
dass mit einer allfälligen Ände-
rung derHilfsmittelverordnung

«sich die Zahl der Gesuche im
Rahmenhaltenwürde».Zudem
weist er darauf hin, dass nicht
jede versicherte Person An-
spruch auf einen Begleithund
hat. Etwadann,wennderHund
medizinisch nicht erforderlich
istoderdiePersonschwermehr-
fachbehindert ist. Fernerbetont
Spini, würden viele Patienten,
die an Epilepsie leiden, gut auf
Medikamente ansprechen.

Ebenfalls begrüsst wird der
Vorstoss vom Verein «EpiDogs
for Kids» mit Sitz in Lufingen
(ZH). Deren Präsidentin Mad-
lainaBlapp, sagt: «DiesesAnlie-
gen ist aus unserer Sicht zu be-
fürworten. Über eine entspre-
chende Anpassung bei der
Verordnung würden wir uns
sehr freuen.» Sie findet, dass
Epileptiker wie Besitzer von
Blindenführhunden den An-
spruchhabensollten, vonder IV
finanziell unterstützt zuwerden.
In der Schweiz sind zirka
80000 Menschen von Epilep-
sie betroffen, davon rund
20000 Minderjährige. Bei
einem Drittel ist die Epilepsie
unheilbar oder nur schwer ein-
stellbar. Heisst: Die Medika-
mente schlagen nicht wie ge-
wünscht an. Doch nicht für alle
Betroffenen würde sich ein
«EpiDog»eignen.«EinBegleit-
hundbenötigt vielZeit.Unddie
Ausbildung ist anspruchsvoll.»

CarmenausdemSeetal
erhält 2020einenHund
Aktuell würde auf Initiative des
Vereins die Arbeit der EpiDogs
dokumentiert, umwissenschaft-
lich Erkenntnis zu gewinnen.
Doch schon heute ist laut Blapp
klar, dass das Tier Anfälle früh-
zeitig wahrnehmen, anzeigen
und folglich auch verhindern
kann.Zudemwürden imBeisein
desHundes epileptischeAnfälle
seltener und deren Dauer eher
verkürzt. Für das Mädchen aus
demLuzernerSeetalbeginntAn-
fang 2020 ein neuer Lebensab-
schnittmiteinem«EpiDog»:Die
drei Welpen aus der Labrador-
zucht inRothenburg sindaufder
Welt. In den kommenden Wo-
chen wird sich zeigen, welches
Jungtier sich zu Carmen hinge-
zogenfühlt. InderRegelwirdder
Hund imAltervondreiMonaten
in die Familien gegeben.

DieWelpen Cookie (links) und Cajoumit Besitzerin und Trainerin Prisca Kaufmann bei sich zu Hause in Rothenburg. Einer der Labradore soll
zum Epilepsie-Assistenzhund ausgebildet werden und im Seetal zum Einsatz kommen. Bild: Dominik Wunderli (4. Dezember 2019)

Widerstand gegen längere Ladenöffnungszeiten ebbt nicht ab
Mitte Januar entscheidet die SP, ob sie gegen das Ladenschlussgesetz das Referendumergreift. Ein prominenter Grünerwäre dabei.

Viel deutlicher hätte die Zu-
stimmung des Luzerner Kan-
tonsrats zu längeren Ladenöff-
nungszeiten nicht sein können:
100 Parlamentarier waren am
Dienstag dafür, nur 11 sagten
Nein (Ausgabe von gestern).
Dennoch ist der vonDetaillisten
undGewerkschaften ausgehan-
delteKompromiss nochnicht in
Stein gemeisselt. Die Parteilei-
tung der SP wird die Gesetzes-
änderungen nämlich für die
nächste Delegiertenversamm-
lung vom 14.Januar traktandie-
ren. Laut Präsident und Kan-
tonsrat David Roth – selber ein

Gegner längerer Ladenöff-
nungszeiten – wird das Thema
kontradiktorisch behandelt.

«Es ist aber auch möglich,
dass unsere Basis den Kompro-
miss anders beurteilt als die
Mehrheit der Kantonsratsfrak-
tion».DerKompromissbeinhal-
tet die Ausweitung des Laden-
schlusses an Werktagen unter
derWocheumeinehalbeStunde
auf19UhrundanSamstagenum
eine Stunde auf 17 Uhr. Dafür
würde einer der beiden Abend-
verkäufe wegfallen. Von den 19
SP-Kantonsräten stimmten nur
zwei gegen die Liberalisierung.

LegtdieSPdieLattegleichhoch
wie 2012, müssten sie wie da-
malsdasReferendumergreifen.
Denn vor sieben Jahren ging die
geplante Anpassung des Geset-
zes weniger weit als heute: Die
Läden hätten vor Feiertagen
nicht um17Uhr, sondernwiean
den übrigen Verkaufstagen bis
um 18.30 Uhr offen haben dür-
fen.ZweiterTeilderVorlagewar
dieAusweitungamSamstagauf
17 Uhr, dritter Teil die Möglich-
keit für seit 1997 fusionierteGe-
meinden, Ortsteilen unter-
schiedliche Abendverkaufstage
ermöglichen zu können.

Dieser dritte Punkt ist auch Teil
der jetzigenVorlage –mit einem
Unterschied:WaseinenOrtsteil
ausmacht, ist nicht mehr klar
umschrieben. Beim Justiz- und
Sicherheitsdepartement heisst
es aufAnfrage, der BegriffOrts-
teil werde «relativ offen defi-
niert».Manwolle«denGemein-
dendieWahlfreiheit geben,wel-
chemOrtsteil siedieMöglichkeit
gebenwollen, aneinemanderen
als dem bestimmten Tag den
Abendverkaufdurchzuführen».
Beispiele seienLittauundReuss-
bühl in Luzern, Obernau in
Kriens, Emmenbrücke in Em-

menoderHellbühlundSempach
Station inNeuenkirch.

IG«zeitgemässeinkaufen»
verzichtet aufReferendum
Nachvollziehbar wäre auch,
wenn die Grünen das Referen-
dumergreifenwürden.Schliess-
lichstimmtenamDienstagsechs
ihrer 15KantonsräteNein.Einer
von ihnen war Andreas Hofer
(Sursee). Er sagt: «Wird das Re-
ferendum ergriffen, bin ich da-
bei, ohne Rücksicht auf meine
Partei.» Stand jetzt, läge Hofer
mit seiner Haltung intern quer.
Denn laut Präsident Maurus

Frey verzichten die Grünen auf
einReferendum,wennderKom-
promiss Bestand hat. Die IG
«zeitgemässeinkaufen»unddie
CityVereinigungLuzern,die für
zwei Abendverkäufe kämpfen
unddiebeimKompromissnicht
involviert waren, streben kein
Referenduman.«Wir respektie-
ren den sehr deutlichen Ent-
scheid des Kantonsrats», sagt
AndréBachmannfürdiebeiden
Organisationen. Kommt es zu
einem Referendum, würde die
«Positionierung neu beurteilt».

Lukas Nussbaumer

«Eshandelt
sichum
einekleine
Massnahme
mitgrosser
Wirkung.»

DamianMüller
Luzerner FDP-Ständerat


